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Offener Brief an den Richter Nielen vom Ausnahmegericht LG Zwickau

 

(Originalschreiben aus technischen Gründen wegen handschriftlicher Unterschrift im Anhang)

 

Sehr geehrtes Leut  Nielen,

 

als allererstes möchte ich klar sagen, daß meine Antwort auf Ihr Schreiben vom  20.2.17 zwar 
verspätet kommt, ich mir darüber aber keine Gedanken mache, weil ich der Meinung  bin, daß Sie 
meine Ausführungen auch weiterhin geistig nicht tangieren, was Sie in der letzten Zeit mit 
Beständigkeit bewiesen haben.

Sie in Ihrer Stelle als Richter eines Ausnahmegerichtes- also bis dato nicht nachgewiesener 
rechtsstaatlichen Gesetzesgrundlage-  stellen sich als Erfüllungsgehilfe des kriegstreibenden BRD-
Regimes zur Verfügung um ihre Gier am Machtgenuß und den dazugehörigen Judaslohn zu stillen, 
damit sind Sie im unbedingten Vorsatz gegen gültiges deutsches Recht und Gesetz auf der 
Grundlage von Völkerrecht. Sie verweigern bis dato immer noch den Nachweis, wann das deutsche 
Volk sich mit einem verfassungsgebenden Kraftakt das Grundgesetz für die BRD als Verfassung 
gegeben hätte. Um diese Sache noch zu steigern, verweigern Sie ebenfalls die Auskunft, wann denn 
das Staatsvolk des Freistaates Sachsen sich ebenfalls mit einem verfassungsgebenden Kraftakt die 
Verfassung aus dem Jahr 1992 gegeben hätte. Da bekommt doch der Ausdruck von Leut Steinbrück 
„hätte, hätte, Fahrradkette“ eine ganz besondere Bedeutung

 

So möchte ich Ihnen also unmittelbar auf Ihr Schreiben antworten:

 

1. In keiner Weise habe ich mich an Sie oder Ihre Arbeitsstelle gewandt. Mein Problem mit der 
Verwaltung des BRD-Regimes wurde durch das AG Plauen an Sie getragen, weil dieses 
höchstwahrscheinlich unfähig war sich entsprechend zu äußern und dabei klare Tatsachen 
aufzuzeigen. Die klare Tatsache wäre, aufzuzeigen, inwieweit sie berechtigt sind für und wider 
Reichs- und Staatsangehörige zu handeln. Dabei mache ich Sie zum wiederholten Male 
aufmerksam, daß aufgrund des seit dem 18.07.1990 rechtsungültigen Grundgesetz für die BRD das 
BRD-Regime samt seiner Verwaltung, zu der auch Sie gehören, gegen rechtsgültiges Völkerrecht 
verstößt, indem eine gleichgeschaltete faschistische Parteiendiktatur den eigentlichen deutschen 
Staat unterdrückt und somit das Gebot der alliierten Siegermächte, das sie in das Protokoll der 
Dreimächtekonferenz von Berlin im Jahr 1945 festschrieben, verhindern: „Die Alliierten wollen dem
deutschen Volk die Möglichkeit geben, sich darauf vorzubereiten, sein Leben auf einer 
demokratischen und friedlichen Grundlage von neuem wiederaufzubauen. Wenn die eigenen 
Anstrengungen des deutschen Volkes unablässig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein 
werden, wird es ihm möglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedlichen 
Völkern der Welt einzunehmen.“

 

2. Was Sie vermeinen als Gegendarstellung zu werten, ist Ihnen durchaus freigegeben. Was Ihnen 
aber nicht freigegeben ist, ist, daß Sie sich gegen das von Ihnen selbst als gültig anerkanntes 
bundesrepublikanisches Recht und Gesetz vergehen. Das ist klare Rechtsbeugung, denn Sie 
vergehen sich wegen der Nichtgewährung von rechtlichem Gehör, das in der sächsischen 

http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/opelt-recht-01-120209.pdf
http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/opelt-stra-13-170324.pdf


Verfassung im Artikel 78 und im GG im Artikel 103 klar festgehalten ist. Ihr Tun widerspricht auch 
der Entscheidung des Grundgesetzgerichts vom 05.02.2004 Az. 2 BvR 1621/03 aus der ich immer 
wieder zitiert habe um Ihnen Ihre eigenen Vorschriften klar aufzuzeigen. Inzwischen stelle ich eine 
weitere Entscheidung des 3 x G BVerfG 1 PBvU 1/02 vom 30.04.2003 in den Raum, aus der 
folgend zitiert wird: „Die Verfahrensgrundrechte, insbesondere Art. 101 Abs. 1 Satz 2 und Art. 103 
Abs. 1 GG, sollen gewährleisten, dass die richterliche Entscheidung willkürfrei durch eine nach 
objektiven Kriterien bestimmte Instanz auf einer hinreichend gesicherten Tatsachengrundlage und 
auf Grund einer unvoreingenommenen rechtlichen Würdigung unter Einbeziehung des Vortrags der
Parteien ergeht.“

 

In Ihrem anmaßenden Hochmut aber geben Sie Ihrer Willkür freien Lauf und stellen 
Tatsachenbeweise als abwegig dar. Das mag sehr wohl so sein, daß aus Ihrer Sicht die bewiesenen 
Tatsachen abwegig sind, abwegig vom Weg des BRD-Regimes entgegengesetzt zu dessen 
Kriegstreiberei. In keinem Fall aber sind meine Ausführungen allgemein gehalten, sondern zeigen 
konkret auf, was tatsächliches Recht ist. Und selbstverständlich beziehen und beschränken sich 
meine Aussagen nicht nur auf historische Ausführungen. Hier möchte ich folgende Ausführungen 
anmerken: 1. Die Abhandlungen des englischen Philosophen John Locke über den Verstand aus 
dem 17. Jahrhundert. 2. Die Ausführungen des deutschen Philosophen Immanuel Kant über die 
Vernunft aus dem 18. Jahrhundert. 3. Die Ausführungen des deutschen Juristen Dr. Friedrich Giese 
in seinem Kommentar zum GG aus dem Jahr 1949 . 4. Die Ausführung des Zollrats Carl Wicke 
über Staatskunde, Staats- und Verfassungsrecht aus dem Jahr 1954 . 5. Die Ausführungen von Olaf 
Opelt über die Staatsrechtlichkeit der BRD aus dem Jahr 2003 . 6. Die Ausführung des Olaf Opelt 
über die rechtliche Nichtigkeit des 2+4 Vertrages und infolge dessen des Einigungsvertrages aus 
dem Jahr 2013.

 

Nun sind die ersten vier Ausführungen sehr wohl historisch, jedoch nicht in Internetforen zu finden.
Die 5. und 6. Ausführung jedoch sind durchaus aus der heutigen Zeit und in einigen Internetforen zu
finden, hauptsächlich und im Original aber auf der Seite - Bund Volk für Deutschland – auf deren 
Startseite man ebenfalls drei Werke von Immanuel Kant finden kann; und zwar die „Kritik der 
reinen Vernunft“,  Kritik der praktischen Vernunft“ und „Kritik der Urteilskraft“ Reine Vernunft, 
Leut Nielen, spreche ich Ihnen im vollen Maß ab, von praktischer Vernunft sind Sie weit entfernt 
und Ihre Urteilskraft ist stark von Ihrer Erfüllungshilfe beeinflußt.

Gerade die Ausführung der fehlenden notwenigen Staatlichkeit der BRD wurde dem 
Ausnahmegericht LG Zwickau im Prozeßantrag 2005 vorgelegt. Diese Ausführung und die 
Ausführung zur rechtlichen Nichtigkeit des 2+4 Vertrages und somit des  Einigungsvertrages sind 
bis dato von Ihnen und anderer Ausnahmejustiz nicht widerlegt worden, weil Sie es nicht können. 
Daher bleibt Ihnen nichts anderes übrig als diese Ausführungen als absurden irrigen Unsinn zu 
bezeichnen; und nun inzwischen als abwegig. 

Ihr Vorwurf, daß ich einer gewissen „Rosinentheorie“ folgen würde, ich mir also aus jedem Kuchen 
nur die Rosinen herauspicken würde, ist in diesem Hinblick wiederum nur die halbe Wahrheit. 
Selbstverständlich negiere ich die Rechtlichkeit Ihres Tuns und das mit Beweisen. Ich bin jedoch 
gezwungen mich vor der Ausnahmejustiz zu verteidigen, da wie oben bereits ausgeführt, diese 
Ausnahmejustiz eine rechtsstaatliche Justiz, die dem Rechtsstaatsprinzip verpflichtet ist, verhindert.
In dieser Verteidigung wird klar aufgezeigt, wie die Ausnahmejustiz nach bundesrepublikanischem 
Recht zu handeln hätte, da sie dies aber selbst nicht tut und selbst in diesem rechtsstaatswidrigen 
Maß noch Rechtsbeugung begeht.

 

 

http://www.schaer-info.de/kap1/kap1schnitt1/rechtsstaatsprinzip.htm
http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/Opelt-stra-13-051128.pdf
http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/kritikderurteilskraft1.pdf
http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/kritikderpraktischenvernunft.pdf
http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/kritikderreinenvernunft.pdf
http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/kritikderreinenvernunft.pdf
http://www.bundvfd.de/
http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/opelt-recht-01-130501.pdf
http://www.bundvfd.de/wp-content/uploads/2016/09/opelt-recht-01-050801.pdf
http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/bverfg/02/1pbvu-1-02.php3
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2004/02/rk20040205_2bvr162103.html


Dies, Leut Nielen, ist bei mir im Briefkopf ständig vermerkt. Die entsprechende Stelle werde ich für
Sie in diesem Schreiben extra bananengelb markieren. Selbstverständlich haben Sie, Leut Nielen, 
Ihr Schreiben wiederum nicht rechtsverbindlich gemacht, indem Sie die handschriftliche 
Unterschrift verweigern. Daß Sie auf meine Schreiben nicht mehr reagieren werden wird wohl 
daran liegen, daß ein gierkrankes Hirn so etwas nicht mehr kann und nur noch mit 
imperialistischem Instinkt den Morden und Gemordet werden zu frönen imstande ist. 

 

Mit freundlichen Grüßen

 

 

handschriftliche Unterschrift
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